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Antrag 

der Abgeordneten Gudrun Schaich-Walch, Hans Gottfried Bernrath, Dr. Uirich 
Böhme (Unna), Kari Hermann Haack (Extertal), Klaus Kirschner, Dr. Hans-Hinrich 
Knaape, Horst Peter (Kassel), Dr. Martin Pfaff, Horst Schmidbauer (Nürnberg), 
Regina Schmidt-Zadel, Dr. R. Werner Schuster, Antje-Marie Steen, Uta Titze-Stecher, 
Dr. Peter Struck, Hans-Uirich Klose und der Fraktion der SPD 


Transpiantationsgesetz 


Der Bun(iestag wolle beschließen: 

A. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, 

daß dringend eine bundeseinheitliche Regelung für die Organ- 
transplantation geschaffen werden muß. Zur Zeit obliegt den 
Ländern die Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Transplan- 
tation. Wegen der Notwendigkeit einer bundeseinheitlichen 
Lösung hat die gemeinsame Verfassungkommission die Übertra- 
gung der Kompetenz auf den Bund beschlossen. Ein Gesetzent- 
wurf mit diesem Inhalt ist in der Zwischenzeit im Deutschen 
Bundestag eingebracht. Er schafft die Voraussetzung für das hier 
vorgeschlagene Gesetz. 

Die Transplantationsmedizin hat in den vergangenen Jahrzehn- 
ten große Fortschritte gemacht und damit weiterhin an Bedeutung 
für die Lebensrettung von Patientinnen und Patienten und die 
Linderung von Krankheiten gewonnen. Bisher fehlen jedoch klare 
rechtliche Grundlagen für die Durchführung. 

In den neuen Bundesländern geht die Handhabung auf altes 
DDR-Recht zurück, in dem 1975 die sogenannte Widerspruchslö- 
sung gesetzlich verankert wurde. In den alten Bundesländern 
werden Transplantationen gemäß einer sogenannten erweiterten 
Zustimmungslösung durchgeführt, ohne daß diese eine rechtliche 
Grundlage hat. 

Die Fortschritte der Transplantationsmedizin sind für viele Men- 
schen die einzige Möglichkeit zur Heilung ihrer lebensbedrohen- 
den Krankheit. Auf der anderen Seite greift gerade dieser Thera- 
piebereich tief in die Persönlichkeitsrechte derjenigen ein, deren 
Organe zur Rettung der Leben anderer benötigt werden. Die 
Angst, gegen den eigenen Willen als Organbank benutzt zu 
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werden ist in der Bevölkerung tief verwurzelt und wird durch 
fehlende klare und nachvollziehbare gesetzliche Regelungen ver- 
stärkt. 

Die Schaffung von Rechtssicherheit ist wesentliche Vorausset- 
zung für die Akzeptanz der Transplantationsmedizin durch die 
Bevölkerung. Nur wenn möglichst viele Menschen zur Mitwir- 
kung gewonnen werden können, kann das Leben vieler Men- 
schen gerettet werden. Das setzt das Vertrauen voraus, daß der 
eigene Wille beachtet und die Entscheidungsprozesse durch- 
schaubar sind. 

Wie wichtig diese Vertrauensbildung ist, zeigt sich deutlich an der 
zuletzt rückläufigen Zahl von Organspenden. Auf der anderen 
Seite steigt der Bedarf an Transplantaten wegen der verbesserten 
Therapiemöglichkeiten und der steigenden Lebenserwartung der 
Bevölkerung ständig an und somit auch die Bedarfslücke an 
T ransplantaten. 

Die Akzeptanz eines Transplantationsgesetzes ist eng verknüpft 
mit der Transparenz der Transplantationspraxis, mit konsequen- 
ter Information und Aufklärung der Bevölkerung und der Ärztin- 
nen und Ärzte, letztendlich mit dem Vertrauen der Bevölkerung in 
die Ärzteschaft. Gelingt es, die Akzeptanz herbeizuführen und 
bedarfsgerechte Organisationsstrukturen zu schaffen, so läßt sich 
auch das Spendenaufkommen erhöhen und die Bedarfslücke ver- 
kleinern. 

Das Ergebnis wäre die größtmögliche Erfüllung der Hoffnungen 
von Patienten auf Lebensrettung oder eine höhere Lebensqualität 
und zugleich der Abbau von Ängsten und Befürchtungen von 
Menschen im Hinblick auf den Schutz ihres eigenen Willens und 
ihrer leiblichen Integrität nach dem Tode. 

Eine Kommerzialisierung von Organspenden muß verhindert und 
unter Strafe gestellt werden. Dazu muß ein Gesetz zum Verbot des 
Organhandels geschaffen werden, welches wegen des notwendi- 
gen internationalen Organaustausches auch den Organhandel im 
Ausland miteinbeziehen muß. So muß die strafrechtliche Verfol- 
gung auch im Ausland vollzogenen Organhandels sichergestellt 
werden. 

Ungeachtet der Bemühungen um die Transplantationsmedizin 
sind primär- und sekundärpräventive Maßnahmen des Gesund- 
heitsschutzes zu fördern, um vermeidbare Organschäden zu ver- 
hindern und die Notwendigkeit von Transplantationen in vielen 
Fällen zu vermeiden. Das betrifft nicht nur den Bereich der medi- 
zinischen Vorsorge, sondern auch die Ernährung als eine der 
Grundvoraussetzungen für die Erhaltung von Gesundheit und die 
Verbesserung des Gesundheitszustandes der Bevölkerung. 

B. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

einen Gesetzentwurf für ein Transplantationsgesetz vorzulegen, 
der folgende Inhalte hat: 
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1. Anwendungsbereich 

a) Regelung der Entnahme und Übertragung von Organen, 
Organteilen und Geweben von Verstorbenen. 

b) Regelung der Entnahme und Übertragung von Organen, 
Organteilen und Geweben von Lebenden. 

c) Regelung der Vorbereitung derartiger Übertragungen die- 
nenden Eingriffe zum Zwecke der Heilbehandlung der 
Empfänger und Empfängerinnen. 

2. Information der Bevölkerung 

Sicherstellung einer angemessenen Information der Bevölke- 
rung sowie der Ärztinnen und Ärzte durch die geeigneten 
Verbände, Einrichtungen und Organisationen mit dem Ziel der 
Erhöhung der Spendenbereitschaft. 

3. Entnahme bei Verstorbenen 

a) Zulassung eines Eingriffes bei zweifelsfreier Feststellung 
des Todes und vorliegender schriftlicher Einwilligungserklä- 
rung der Verstorbenen. 

Fehlt eine ausdrückliche Willenserklärung der Verstorbe- 
nen, sind die nächsten Angehörigen in die Willensermittlung 
einzubeziehen und aufgefordert, im Sinne der Verstorbenen 
für oder gegen eine Entnahme zu entscheiden, wobei sicher- 
zustellen ist, daß auf die Angehörigen kein unzulässiger 
Druck ausgeübt wird. 

In den Fällen, in denen die Angehörigen nicht erreichbar 
sind oder keine Angehörigen existieren, die Angehörigen 
sich nicht äußern, die Angehörigen im unklaren über den 
Willen der Verstorbenen sind oder sich widersprechende 
Erklärungen der Verstorbenen vorliegen, ist vom Wider- 
spruch der Verstorbenen gegen eine Explantation auszu- 
gehen. 

b) Der rechtliche Schutz Minderjähriger ist sicherzustellen 
durch die Zulässigkeit einer Entnahme bei unter 14jährigen 
nur mit Zustimmung der Eltern und die Zulässigkeit einer 
Entnahme bei 14- bis unter 18jährigen nur mit Zustimmung 
sowohl der Eltern als auch der Verstorbenen. 

c) In der Geschäftsfähigkeit beschränkte Volljährige sind 
generell von der Spendemöglichkeit auszunehmen. 

d) Todesfeststellung 

aa) Für die Feststellung des Todes muß der vollständige und 
irreversible Ausfall des gesamten Gehirns bei künstlich 
aufrechterhaltener Kreislauffunktion im übrigen Körper 
nach den Regeln der medizinischen Wissenschaft nach- 
gewiesen und dokumentiert sein. 

bb) Festlegung der Notwendigkeit der zweimaligen Fest- 
stellung des Todes von zwei in der Hirntoddiagnostik 
erfahrenen Ärztinnen oder Ärzten, die am Verfahren der 
Transplantation unbeteiligt und von den daran beteilig- 
ten Ärztinnen oder Ärzten unabhängig sind. 
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cc) Einräumung des Rechts für die nächsten Angehörigen 
und gesetzlichen Vertreter auf Einsicht in das Protokoll 
der Todesfeststellung. 

e) Erklärung zur Entnahme 

aa) Verpflichtung der zuständigen Behörden, Vordrucke zur 
Erkärung von Einwilligung anzubieten. Dabei ist die 
Möglichkeit einzuräumen, eine Entnahme auf be- 
stimmte Organe, Organteile und Gewebe zu be- 
schränken. 

bb) Aufforderung geeigneter Institutionen, ebenfalls ent- 
sprechende Vordrucke anzubieten. 

cc) Zentrale Registrierung der Einwilligung unter Sicher- 
stellung des Datenschutzes. 

dd) Verpflichtungen der Transplantationsärztinnen und 
-ärzte, sich nach dem Tode und vor einer etwaigen 
Explantation über den Willen der Verstorbenen zu er- 
kundigen. 

Dabei haben sie sich zunächst über das Vorliegen einer 
schriftlichen Willensäußerung und bei dessen Fehlen 
bei den Angehörigen über den Willen der Verstorbenen 
zu erkundigen. 

f ) T r ansplant atverteilung 

aa) Sicherstellung der Transplantatverteilung nach transpa- 
renten und dem aktuellen Stand der medizinischen Wis- 
senschaft entsprechenden Vergabekriterien des Trans- 
plantataustausches, die durch eine Ethikkommission 
aufgestellt werden. 

bb) Verpflichtung der Krankenhausträger zur Meldung von 
zur Entnahme von Organen, Organteilen und Geweben 
geeigneten Verstorbenen an das zentrale Transplantat- 
register und an die zentrale nationale Einrichtung der 
Transplantatverteilung (Nationales Transplantations- 
zentrum). 

cc) Verpflichtung der regionalen Transplantationszentren 
zur Meldung der Spender und Spenderinnen von Orga- 
nen, Organteilen und Geweben unter Angabe der erfor- 
derlichen medizinischen Daten an das zentrale Trans- 
plantatregister und an die zentrale nationale Einrich- 
tung der Transplantatverteilung (Nationales Transplan- 
tationszentrum) . 

dd) Verpflichtung der zentralen nationalen Verteilungs- 
stelle (Nationales Transplantationszentrum) zur Doku- 
mentation der Entscheidungsgründe für die Transplan- 
tatverteilung. 

g) Verpflichtung aller an einer Explantation beteiligten Perso- 
nen zur Wahrung der Würde des Toten entsprechend der 
ärztlichen Sorgfalt und zur Übergabe des Leichnams in wür- 
digem Zustand zur Bestattung. 


4 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8063 


h) Verbot der Bekanntgabe der Identität des Spenders/der 
Spenderin gegenüber dem Empfänger/der Empfängerin. 

4. Entnahme bei lebenden Personen 

Beschränkung der Entnahme von Organen, Organteilen und 

Geweben von lebenden Personen auf das Vorliegen folgender 

V orausse tzungen : 

a) Die Entnahme ist erforderlich und geeignet, das Leben eines 
anderen Menschen zu erhalten oder ein schwerwiegendes 
Leiden zu beheben oder zu mildern. 

b) Der Spender/die Spenderin ist über sämtliche kurz-, mittel- 
und langfristigen Gefahren für seine/ihre Gesundheit aufge- 
klärt worden und hat in die Entnahme ohne äußeren und 
inneren Druck schriftlich eingewilligt. 

c) Eine starke Gefährdung des Spenders/der Spenderin über 
das allgemeine Operationsrisiko hinaus und eine schwere 
gesundheitliche Beeinträchtigung über die bloßen Folgen 
der Entnahme hinaus sind nach Auffassung der Ärztinnen 
und Ärzte nicht wahrscheinlich oder vorhersehbar. 

d) Bei der Übertragung von sich nicht neu bildenden Organen, 
Organteilen und Geweben liegt eine genetische Verwandt- 
schaft zwischen Spender/Spenderin und Empfänger/Emp- 
fängerin vor und ein geeignetes Organ, Organteil oder 
Gewebe einer Leiche steht nicht zur Verfügung. 

e) Dem Spender/der Spenderin sind keine Vorteile gleich wel- 
cher Art durch den Empfänger/die Empfängerin gewährt 
oder zugesichert worden und dem Transplantationsarzt/der 
Transplantationsärztin sind keine Anhaltspunkte diesbezüg- 
lich bekannt. Dem Spender/der Spenderin entstehende not- 
wendige Aufwendungen dürfen jedoch ersetzt werden. 

f) Der Spender/die Spenderin ist volljährig. Bei Knochen- 
markspenden unter Verwandten sind hiervon Ausnahmen 
zu ermöglichen, wobei auch zu regeln ist, wer die Ent- 
scheidung bei minderjährigen Spendern und Spenderin- 
nen trifft. 

g) Der Spender/die Spenderin ist geschäftsfähig. 

h) Die Anonymität von Spender/Spenderin .und Empfänger/ 
Empfängerin ist sichergestellt, ausgenommen sind Knochen- 
markspenden unter Verwandten. 

i) Auch für die Spende von Organen, Organteilen und Gewe- 
ben von Lebenden ist eine Dokumentationspflicht festzu- 
legen. 

5. Folgende zentrale Einrichtungen sind in der Bundesrepublik 

Deutschland zu schaffen: 

a) Zentrale Stelle für Einwilligungserklärungen mit der Auf- 
gabe der Registrierung von Einwilligungserklärungen. 

b) Ein Zentrales Transplantatregister mit den Aufgaben: 
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— Registrierung von Organspenden, 

— Führung von Wartelisten potentieller Empfänger/Emp- 
fängerinnen von Organen, Organteilen und Geweben 
inklusive der - für deren Übertragung maßgeblichen - 
medizinischen Daten. 

c) Ein nationales Transplantationszentrum mit den Aufgaben: 

— Verteilung von Organen, Organteilen und Geweben 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland und Koopera- 
tion mit internationalen Zentren der Organverteilung zum 
Zwecke des internationalen Austausches von Organen, 
Organteilen und Geweben inklusive Kontrolle der inter- 
nationalen Organverteilung. 

— Sicherstellung der Mitwirkung der Krankenhäuser und 
regionalen Transplantationszentren entsprechend den 
Regeln für die Transplantatverteilung. 

d) Zentrales Knochenmarkspenderegister. 

e) Ethikkommission - paritätisch besetzt - aus Fachleuten der 
Bundesärztekammer und des nationalen Transplantations- 
zentrums sowie Vertretern der Kirchen, humanistischer 
Gesellschaften und anderen Einzelpersonen - wie erfahre- 
nem Pflegepersonal und Soziologen - mit der Aufgabe, 
Kriterien für die Transplantatverteilung zu entwickeln und 
deren Einhaltung zu überwachen. 

6. Ermächtigung zu Rechtsverordnungen 

Schaffung einer Verordnungsermächtigung für den Bundesmi- 
nister mit dem Zweck, durch Rechtsverordnung Einzelheiten 

der Organisation der Transplantationen zu regeln, insbeson- 
dere 

— die Festlegung der nationalen regionalen Transplantations- 
zentren mit den umliegenden Krankenhäusern hinsichtlich 
der Explantation, 

— den Einsatz von Transplantationskoordinatoren und -beauf- 
tragten, 

— den Erlaß einer Meldepflicht der Krankenhausträger von 
geeigneten, verstorbenen Spenderinnen und Spendern an 
das nationale Transplantationszentrum, 

— die Regelung der Zusammenarbeit der regionalen Trans- 
plantationszentren mit dem nationalen Transplantationszen- 
trum, 

— die Festlegung von „Knochenmarktransplantationseinhei- 
ten'' und die Aufstellung von Richtlinien zu deren Koopera- 
tion untereinander, 

— Aufstellung von Richtlinien zur Qualitätskontrolle. 
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7. Strafvorschriften 

Schaffung einer Strafvorschrift für den Verstoß gegen die 
gesetzlichen Vorschriften der Organtransplantation unter Ein- 
beziehung der Strafbarkeit des Versuchs sowie des Organhan- 
dels. 


Bonn, den 21. Juni 1994 

Gudrun Schaich-Walch 
Hans Gottfried Bernrath 
Dr. Ulrich Böhme (Unna) 

Karl Hermann Haack (Extertal) 
Klaus Kirschner 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Horst Peter (Kassel) 

Dr. Martin Pfaff 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Regina Schmidt-Zadel 

Dr. R. Werner Schuster 

Antje-Marie Steen 

Uta Titze-Stecher 

Dr. Peter Struck 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 


Begründung 
Zu Buchstabe B 

Zu Nummer 1 

Neben der Entnahme von Organen, Organteilen und Geweben 
von Verstorbenen muß auch die von Lebenden gesetzlich geregelt 
werden, wenngleich diese nur als ultima ratio anzusehen ist und 
nicht die Bemühungen um postmortale Organspenden mindern 
soll. 

Ein Beispiel für einen die Transplantation vorbereitenden Eingriff 
ist die Testung der Gewebeverträglichkeit. 


Zu Nummer 2 

Unabhängig von der Art der gesetzlichen Regelung lassen sich 
durch Information und Aufklärung der Bevölkerung unnötige 
Ängste und falsche Vorurteile abbauen sowie die Chancen der 
Therapie durch Transplantationen verdeutlichen und damit die 
Spendenbereitschaft insgesamt erhöhen. 

Auch die verstärkte Aufklärung der Ärztinnen und Ärzte verstärkt 
die Spendenbereitschaft, wie am Beispiel der Essener Universi- 
tätsklinik mit einer Erhöhung der gespendeten Nieren um knapp 
40 % belegt werden kann. 
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Zu Nummer 3 Buchstabe a 

Die beschriebene „erweiterte Zustimmungslösung" stellt einen 
großen Schutz des Selbstbestimmungsrechtes der Verstorbenen 
dar und ist diesbezüglich sowohl einer „Widerspruchslösung" als 
auch einer „Informationslösung" klar überlegen. 

Eine „Widerspruchslösung" ließe generell bei fehlender Wider- 
spruchserklärung der Verstorbenen eine Explantation zu und 
zwar unabhängig von den Gründen des Fehlens einer Erklärung 
und riskierte somit bewußt eine Mißachtung des Willens der 
Verstorbenen. 

Eine „Informationslösung" ließe bei fehlender Willenserklärung 
der Verstorbenen und fehlenden Anhaltspunkten für einen 
Widerspruch der Verstorbenen gegen eine Entnahme und einem 
ausbleibenden Widerspruch der Angehörigen gegen eine Ent- 
nahme, nachdem sie von den Ärztinnen/Ärzten über einen 
geplanten Eingriff informiert worden sind, diesen Eingriff zu. 

Auch diese Regelung wäre verfassungsrechtlich und ethisch 
bedenklich, da bei Unklarheit über den Willen der Verstorbenen 
in vielen Fällen für eine Entnahme entschieden und das mögliche 
Schweigen der Angehörigen als deren Zustimmung interpretiert 
werden würde. 

Demgegenüber hat bei der vorgeschlagenen „erweiterten Zustim- 
mungslösung" eine Explantation zu unterbleiben, wenn der Wille 
der Verstorbenen nicht zweifelsfrei geklärt werden kann. Es wird 
auch klargestellt, daß eine Verlagerung der Entscheidung auf 
Angehörige nur dann mit dem Selbstbestimmungsrecht der Ver- 
storbenen vereinbar ist, wenn die Entscheidung im Sinne der 
Verstorbenen getroffen wird. 

Die Einbeziehung der Angehörigen in die Willensermittlung der 
Verstorbenen wird aber häufig die einzige Möglichkeit sein, den 
wahren Willen zu ergründen, sie erhöht außerdem die Transpa- 
renz und trägt wesentlich zur Akzeptanz der Transplantationsme- 
dizin und zur Vertrauensbildung bei. 

Zu den nächsten Angehörigen sind zu zählen: 

Ehepartner, Partner ehelicher Lebensgemeinschaften, Verwandte 
bis zum 3. Grad, Pflegeeltern und -kinder sowie Amtspfleg- 
schaften. 

Zu Nummer 3 Buchstabe b und c 

Der ausdrückliche rechtliche Schutz Minderjähriger und in der 
Geschäftsfähigkeit Beschränkter im Falle ihres Todes bedarf einer 
speziellen Regelung. Deshalb sind die Eltern bzw. gesetzlichen 
Vertreter minderjähriger Verstorbener auch im beschriebenen 
Umfang miteinzubeziehen. 

Bei Jugendlichen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, ist die 
Fähigkeit, das Ausmaß einer Organspende zu erfassen schon in 
hohem Maß vorhanden. Daher ist die Willensbildung der Jugend- 
lichen, die zum Zeitpunkt ihres Todes das 14. Lebensjahr vollen- 
det haben, zu berücksichtigen. Notwendige Voraussetzung für 
eine Entnahme von Organen, Organteilen oder Geweben ist die 
vorliegende eigene Zustimmungserklärung. 
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Zu Nummer 3 Buchstabe d 
Zu Doppelbuchstabe aa 

In der medizinischen Wissenschaft ist unumstritten, daß mit dem 
„ Hirntod'' eine Rückkehr zum Leben ausgeschlossen ist. 

Die Festlegung der Notwendigkeit des „Hirntodes" als Todesur- 
sache und Voraussetzung einer Entnahme, verbunden mit dessen 
klarer Definition und zu leistender Aufklärungsarbeit, liefert eine 
sichere Entscheidungsgrundlage. Da die medizinisch-diagnosti- 
schen Testverfahren zur Bestätigung der klinischen Zeichen des 
Hirntodes weiterentwickelt werden, ist im Gesetz nur ein Verweis 
auf die derzeit geltenden Regeln der medizinischen Wissenschaft 
möglich bzw. sinnvoll. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Um Probleme mit den erforderlichen medizinisch-diagnostischen 
Tests soweit wie möglich auszuschließen, muß auf die Erfahrung 
der Ärztinnen und Ärzte in der Hirntoddiagnostik (entsprechend 
erfahrener Neurologen oder Neurochirurgen) Wert gelegt wer- 
den. 

Der „Hirntod" ist zweimal in bestimmten Zeitintervallen, vorbe- 
haltlich der Verkürzung des Zeitintervalls durch apparative Maß- 
nahmen, nachzuweisen. 

Um andere Interessen als das an einer korrekten Todesfeststel- 
lung auszuschließen, müssen die diagnostizierenden Ärztinnen/ 
Ärzte unabhängig von den Transplantationsärztinnen/Transplan- 
tationsärzten sowie am Transplantationsverfahren unbeteiligt 
sein. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Das Recht auf Einsicht in das Protokoll der Todesfeststellung für 
die nächsten Angehörigen und gesetzlichen Vertreter dient der 
Transparenz des Geschehens und schafft daher Vertrauen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe e 
Zu Doppelbuchstaben aa und bb 

Zuständige Behörden sind z.B. Gesundheitsämter und Einwoh- 
nermeldeämter; geeignete Institutionen könnten sein: Kranken- 
versicherungen, Arztpraxen, Apotheken, Bildungseinrichtungen 
(weiterführende Schulen, Berufsschulen, Hochschulen), Gewerk- 
schaften, statistische Wahlämter bei Bundestags-, Landtags-, 
Kommunal- und Europawahlen, Verbände und Vereine, die sich 
u. a. mit diesem Problem beschäftigen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Die Willenserklärungen sollten unabhängig von der Transplantat- 
verteilung in einem zentralen Register erfolgen. Die Übertragung 
dieser Aufgaben auf zwei voneinander unabhängige Einrichtun- 
gen dient der Sicherung von Neutralität und Unbefangenheit und 
damit der Vertrauensbildung. 
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Zu Doppelbuchstabe dd 

Der Schutz der Persönlichkeitsrechte der Verstorbenen erfordert 
eine verbindliche Verpflichtung zur Abfrage des Registers. 

Zu Nummer 3 Buchstabe f 
Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Regeln zur Organverteilung können nicht unabhängig vom 
erforderlichen internationalen Organaustausch festgelegt wer- 
den, da dieser eine einheitliche Regelung benötigt. 

Ungeachtet dessen sind organspezifische Kriterien aufzustellen, 
die den größtmöglichen Erfolg einer Transplantation ermöglichen. 

So ist derzeit für den Erfolg einer Nierentransplantation eine 
möglichst große Übereinstimmung der Gewebefaktoren mitent- 
scheidend. Bei der Knochenmarkspende stellt die Gewebever- 
träglichkeit das allein entscheidende Kriterium dar. 

Bei anderen Organen ist es einerseits aus Gründen der begrenz- 
ten Konservierungsdauer explantierter Organe und der notwendi- 
gen Zeit für die Bestimmung der Gewebefaktoren nicht möglich, 
nach der Gewebeverträglichkeit als Verteilungskriterium vorzu- 
gehen. Allerdings ist die Übereinstimmung der Gewebefaktoren 
hier nicht so entscheidend für den Erfolg. 

Im Gesetz sollte einer allgemeinen Formulierung statt einer engen 
und unflexiblen Festlegung bestimmter Vergabekriterien Vorrang 
gegeben werden, um somit eine Anpassung an den Stand der 
medizinischen Wissenschaft zu ermöglichen und einer gemeinsa- 
men internationalen Regelung nicht vorzugreifen. 

Neben medizinischen Kriterien ist auch die Berücksichtigung 
sozialer Kriterien sicherzustellen, weshalb auch Vertreter der Kir- 
chen, humanistischer Gesellschaften und andere Einzelpersonen 
wie erfahrenes Pflegepersonal und Soziologen in die Aufstellung 
der Kriterien miteinbezogen werden sollten. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Erfahrungen in verschiedenen Transplantationszentren haben 
gezeigt, daß sich mit enger Bindung der Krankenhäuser an Ver- 
ordnungen und Verträge ein höheres Spendenaufkommen erzie- 
len läßt. 

Daher ist es angebracht, eine Meldepflicht der Krankenhäuser 
von zur Entnahme geeigneten Verstorbenen an das nationale 
Transplantationszentrum zu erlassen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Die doppelte Meldepflicht ist notwendig, weil erst mit der Ent- 
nahme im Transplantationszentrum die Bestimmung der Gewebe- 
faktoren erfolgt und eine alleinige Meldung potentieller Spender 
und Spenderinnen von den Krankenhäusern an die zentrale Ver- 
teilungsstelle (nationales Transplantationszentrum) nicht die hin- 
reichenden Informationen für eine Transplantatverteilung erbrin- 
gen kann. 
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Zu Doppelbuchstabe dd 

Eine Dokumentationspflicht für die Entscheidungsgründe der 
Transplantatverteilung soll die Befolgung der aufgestellten Ver- 
gabekriterien sicherstellen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe g 

Angesichts im Klinikbereich bekanntgewordener Fälle der Miß- 
achtung der Würde der Toten, wird diese Vorschrift für notwendig 
gehalten. Das trägt auch dazu bei, verlorengegangenes Vertrauen 
in die Medizin zurückzugewinnen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe h 

Der Schutz der Anonymität soll die Entgeltlichkeit einer Spende 
unterbinden. Damit wird verhindert, daß finanzielle Interessen 
einen Anreiz für eine Spende darstellen und Freiwilligkeit und 
Selbstbestimmung des Spendens untergraben werden. 

Eine Preisgabe der Identität ist als Ordnungswidrigkeit zu 
ahnden. 

Zu Nummer 4 

Die strengen Auflagen für eine Lebendspende sollen zum Aus- 
druck bringen, daß eine Organentnahme von Lebenden nur als 
ultima ratio zulässig ist, da eine Lebendspende immer eine 
Gefährdung des Spenders/der Spenderin bedeutet. 

Aus diesem Grund ist auch eine umfassende Aufklärung der 
Lebendspender/Lebendspenderinnen über selbst unwahrschein- 
liche Gesundheitsrisiken vor einer Entnahme sicherzustellen. 

Eine unzulässige Gefährdung der Spender/Spenderinnen läge 
z. B. bei eingeschränkter Narkosetauglichkeit vor. 

Das Vorliegen einer genetischen Verwandtschaft zwischen Spen- 
der/Spenderin und Empfänger/Empfängerin als Voraussetzung 
entspricht dem Leitsatz 3 der Leitsätze der WHO für menschliche 
Organtransplantationen. Der Sonderfall der Knochenmarkspende 
stellt eine Übertragung von sich neu bildendem Gewebe dar und 
ist somit impliziert. 

Zu Nummer 5 

Zur Vertrauensbildung ist die Schaffung selbständiger Einrich- 
tungen mit den beschriebenen Aufgaben notwendig. Damit wird 
der Skepsis entgegengewirkt, daß Organe auf „kurzem" Weg 
ohne die sorgfältige Prüfung der erforderlichen Voraussetzungen 
zur Transplantation kommen. 

Zu Nummer 5 Buchstabe b 

Die Führung eines Registers von Organspenden und Wartelisten 
von Empfängerinnen und Empfängern getrennt von der Organ- 
verteilung sichert die Vollständigkeit der Erfassung und erleich- 
tert die Kontrolle der Organverteilung. 
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Zu Nummer 5 Buchstabe c 

Als Grundlage für die Beteiligung der Bundesrepublik Deutsch- 
land am internationalen Transplantataustausch dient derzeit ein 
Vertrag zwischen der Stiftung Eurotransplant in Leiden (NL), der 
Deutschen Stiftung Organtransplantation, dem Kuratorium für 
Dialyse und Nierentransplantation und den Krankenkassen unter 
Einbeziehung des Transplantationsdatenzentrums Heidelberg. 
Die hieraus resultierende Transplantatverteilung durch Euro- 
transplant hat sich nach vorliegenden Erkenntnissen zwar 
bewährt, zur Erhöhung der Transparenz der Transplantatvertei- 
lung sollte aber eine nationale Verteilungs- und Kontrollstelle 
eingerichtet werden, die in Kooperation mit Eurotransplant und 
anderen internationalen Einrichtungen die Transplantatvertei- 
lung durchzuführen hat. 

Zu Nummer 5 Buchstabe d 

Bereits bestehende zentrale Knochenmarkspenderdateien (Tübin- 
gen, Ulm) sollten genutzt und ausgebaut werden. 

Auch für die Knochenmarkspende müssen Richtlinien für die 
Qualitätskontrolle aufgestellt werden. Als Grundlage dafür könn- 
ten die „Richtlinien für die allogene Knochenmarktransplantation 
mit nichtverwandten Spendern"' der Bundesärztekammer dienen. 

Zu Nummer 6 

Ein Gesetzentwurf sollte als sekundäres Ziel auch die Erhöhung 
der Spendebereitschaft und des Transplantataufkommens haben. 

Wie die bisherigen Erfahrungen im In- und Ausland gezeigt 
haben, läßt sich das Transplantataufkommen alleine durch orga- 
nisatorische Maßnahmen deutlich erhöhen. 

Dazu zählt der Einsatz von Transplantationskoordinatoren/ 
Transplantationsbeauftragten mit den Aufgaben, die Ärzteschaft 
in peripheren Krankenhäusern aufzuklären, Fortbildungsmaß- 
nahmen zu organisieren und die Zusammenarbeit zwischen 
Transplantationszentren und Krankenhäusern verbessern zu 
helfen. 

Das Ziel der Erhöhung des Spendenaufkommens kann jedoch 
weder ohne umfassende Information und Aufklärung noch ohne 
Beseitigung organisatorischer Probleme in den Krankenhäusern 
erreicht werden. So müssen auch der Pflegenotstand in Kranken- 
häusern beseitigt und Nachsorgekapazitäten für Transplantat- 
empfänger/Transplantatempfängerinnen verbessert werden. 

Nur so könnte eine Meldepflicht zur Entnahme von Organen, 
Organteilen und Geweben und geeigneter Verstorbener an das 
Zentrale Transplantatzentrum sowohl die Zahl der Organspenden 
an sich als auch die Zahl durchgeführter Multiorganspenden im 
Vergleich zu Einfachspenden erhöhen. 

Richtlinien für die Qualitätskontrolle sollten von einer Arbeits- 
gruppe ähnlich der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung der Vertei- 
lungskriterien unter Einbeziehung der zentralen nationalen Ein- 
richtung und den Spitzenverbänden der Krankenkassen erarbei- 
tet werden. 
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Eine Qualitätssicherung ist in § 137 SGB bereits gesetzlich vorge- 
schrieben. Eine zentrale Stelle hierfür - analog zur Herzchirur- 
gie - könnte aufgrund der entsprechenden Vorarbeiten beim 
Transplantationszentrum in Heidelberg angesiedelt werden. 

Zu Nummer 7 

Die Androhung von Strafe dient dem Schutz der durch die Verfas- 
sung garantierten Grundrechte wie der Würde des Menschen 
(Artikel 1 Abs. 1), dem Selbstbestimmungsrecht (Artikel2 Abs. 1) 
und der Glaubens- und Gewissensfreiheit (Artikel 4 Abs. 1). 

Darüber hinaus ist sie geeignet, Vertrauen in die Transplanta- 
tionsmedizin herzustellen. 
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